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Bezirksamt Mitte von Berlin Datum: 22.03.2024 
Bezirksbürgermeisterin Tel.: 23722 
Steuerungsdienst, Personal und Finanzen 
 

 Bezirksamtsvorlage Nr. 540 
zur Beschlussfassung - 
für die Sitzung am Dienstag, dem 26.03.2024 

1. Gegenstand der Vorlage: 

Einbringung einer Vorlage - zur Kenntnisnahme bei der Bezirksverordneten-
versammlung zur Drucksache Nr. 1053/VI, Beschluss vom 18.01.2024 betrifft: 

Diversitätsorientierte Stellenbesetzung  

2. Berichterstatter/in: 

Bezirksbürgermeisterin Stefanie Remlinger 

3. Beschlussentwurf: 

I. Das Bezirksamt beschließt die beigefügte Vorlage - zur Kenntnisnahme – betrifft 
„Diversitätsorientierte Stellenbesetzung “ als Schlussbericht. Sie ist bei der 
Bezirksverordnetenversammlung einzubringen. 

II. Mit der Durchführung des Beschlusses wird der Geschäftsbereich 
Bezirksbürgermeisterin beauftragt. 

III. Veröffentlichung: ja 

IV. Beteiligung der Beschäftigtenvertretungen: nein 
a) Personalrat: nein 
b) Frauenvertretung: nein 
c) Schwerbehindertenvertretung: nein 
d) Jugend- und Auszubildendenvertretung: nein 

4. Begründung, Rechtsgrundlage und Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die 
Finanzplanung: 

bitten wir, der beigefügten Vorlage an die Bezirksverordnetenversammlung zu 
entnehmen.  

5. Gleichstellungsrelevante Auswirkungen: 

keine 

6. Behindertenrelevante Auswirkungen: 

keine 
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7. Integrationsrelevante Auswirkungen:  

keine 

8. Sozialraumrelevante Auswirkungen:  

keine 

9. Auswirkungen auf den Klimaschutz 

keine 

10. Mitzeichnung(en):  

keine 

Bezirksbürgermeisterin Remlinger 
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Bezirksamt Mitte von Berlin                                                                    Datum:  März 2024 
Bezirksbürgermeisterin Tel.: 23722 
Steuerungsdienst, Personal und Finanzen  

Bezirksverordnetenversammlung Drucksache Nr.: 1053/VI 
Mitte von Berlin 

 

 Vorlage -zur Kenntnisnahme- über Diversitätsorientierte Stellenbesetzung  

Wir bitten zur Kenntnis zu nehmen: 

Die Bezirksverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 18.01.2024  folgendes Ersuchen 
an das Bezirksamt beschlossen (Drucksache Nr. 1053/VI): 
 
Das Bezirksamt wird ersucht, künftig bei Stellenbesetzungen und der Vergabe von 
Ausbildungsplätzen zielgruppengerechte und diversitätsorientierte Bewerbungsverfahren 
durchzuführen. Der BVV ist über die Erfahrungen mit diesen Verfahren in regelmäßigen 
Abständen zu berichten. 
 
Das Bezirksamt hat am 26.03.2024 beschlossen, der Bezirksverordnetenversammlung dazu 
Nachfolgendes als Schlussbericht zur Kenntnis zu bringen: 

Die Wichtigkeit des Themas ist dem Bezirksamt und auch dem Land Berlin bewusst. Hierzu 
existieren dementsprechend bereits verschiedene Aktivitäten, das Bezirksamt hat bereits zu 
verschiedenen Gelegenheiten und in Beantwortung verschiedener Drucksachen und Anfragen 
hierzu Stellung genommen. So ist insbesondere auf die Beantwortung der Drucksachen 
1112/V, 1786/V, 2140/V und 0750/VI zu verweisen.  

Seitens der Landesebene wurden den Verwaltungen in Umsetzung des Diversity Landespro-
gramms (AbgH-Drs. 18/3015) die „Handreichung Empfehlung für Diversity Maßnahmen“ zur 
Verfügung gestellt. 

Speziell das Thema der diversitätsorientierten Stellenbesetzungen hat das Bezirksamt bereits 
2021 bis 2023 gemeinsam mit BQN Berlin e.V. im Rahmen von zwei Projekten bearbeitet und 
dabei zunächst auf die Besetzung von Ausbildungsstellen fokussiert. Später wurde die Be-
trachtung auf Stellenbesetzungsverfahren allgemein ausgeweitet. Die Erkenntnisse aus diesen 
Projekten sind in die Ausgestaltung der Stellenbesetzungsverfahren sowohl des Zentralen Be-
werbungsbüros als auch der Ausbildungsleitung eingeflossen. 

Bereits im Rahmen der Beantwortung der Drucksache 0750/VI hat das Bezirksamt in Aussicht 
gestellt, auf Basis der darin vorgestellten Ämterabfrage weitere Maßnahmen und Schritte zur 
Förderung der Diversität im Bezirksamt Mitte von Berlin zu entwickeln und vorzustellen. Vor 
diesem Hintergrund ist eine parallele Berichterstattung im Rahmen der Drucksache 1053/VI 
aus Sicht des Bezirksamtes entbehrlich.  

A) Rechtsgrundlage:  
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§ 13 i.V.m. § 36 Bezirksverwaltungsgesetz 

 

B) Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung 

a. Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben: 

keine 

b. Personalwirtschaftliche Auswirkungen: 

keine 
 

C) Auswirkungen auf den Klimaschutz 
 
keine 

Berlin, den  

Bezirksbürgermeisterin Remlinger  
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